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230-1-5-W
Verordnung
uber das Landesentwicklungsprogramm Bayern
(LEP)

Vom 22. August 2013

Auf Grund von Art. 20 Abs. 2 des Bayerischen
Landesplanungsgesetzes (BayLplG) vom 25. Juni
2012 (GVBI S. 254, BayRS 230-1-W) in Verbindung
mit Art. 14 Abs. 6 Satz 2 und Art. 35 Abs. 2 Satz 3
BayLplG erlasst die Bayerische Staatsregierung mit
Zustimmung des Bayerischen Landtags folgende Ver-
ordnung:

§1
Festlegungen im Landesentwicklungsprogramm

'Die Festlegungen (Ziele (Z) und Grundsétze (G))
im Landesentwicklungsprogramm Bayern sind in der
Anlage, die Bestandteil dieser Verordnung ist, enthal-
ten. ?Die Verwirklichung des Landesentwicklungs-
programms Bayern unterliegt dem Vorbehalt seiner
Finanzierbarkeit.

§2
Anpassung der Regionalpldane

(1) 'Die Regionalpldne sind innerhalb von drei
Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung an das
Bayerische Landesplanungsgesetz und an das Landes-
entwicklungsprogramm Bayern anzupassen. “Hiervon
abweichend hat die Festlegung von Vorranggebieten
fur die Errichtung von Windkraftanlagen in den Regi-
onalplanen innerhalb von zwei Jahren nach Inkraft-
treten dieser Verordnung zu erfolgen.

(2) 'Die bestehenden Kleinzentren, Unterzentren
und Siedlungsschwerpunkte werden bis zur Anpas-
sung der Regionalplane als Zentrale Orte der Grund-
versorgung einem Grundzentrum gleichgestellt. “Dies
gilt nicht fir die Region Donau-Iller.

§3
Ubergangsregelung zu den Larmschutzbereichen

'Flur die Flugpldtze Miinchen, Nirnberg, Salz-
burg, Oberpfaffenhofen, Ingolstadt-Manching und
Lechfeld gilt das Ziel B V 6.4.1 aus der Anlage der
Verordnung tiiber das Landesentwicklungsprogramm
Bayern (LEP) vom 8. August 2006 (GVBIS. 471, BayRS
230-1-5-W), gedndert durch Verordnung vom 22. De-
zember 2009 (GVBI S. 650), bis zur Festsetzung eines
Larmschutzbereichs fur den jeweiligen Flugplatz nach
§ 4 des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglarm fort. Die
Ubergangsregelung tritt spatestens am 1. September
2018 auBer Kraft.

§ 3a

Teilfortschreibung des
Landesentwicklungsprogramms

Fur die Festlegung der Mittelzentren und Ober-

zentren ist im Jahr 2014 eine Teilfortschreibung des
Landesentwicklungsprogramms Bayern einzuleiten.

§ 4
Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten

'Diese Verordnung tritt am 1. September 2013 in
Kraft. 2Mit Ablauf des 31. August 2013 tritt die Ver-
ordnung uber das Landesentwicklungsprogramm
Bayern (LEP) vom 8. August 2006 (GVBI S. 471, BayRS
230-1-5-W), geandert durch Verordnung vom 22. De-
zember 2009 (GVBI S. 650), auBier Kraft.
Miunchen, den 22. August 2013

Der Bayerische Ministerprasident

Horst Seehofer

Hinweis gemaB Art. 18 Satz 1 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG):

Die Verordnung iiber das Landesentwicklungsprogramm Bayern liegt ab dem Tag des Inkrafttretens bei der obersten Landesplanungsbehérde (Bayerisches
Staatsministerium fiir Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie, Abteilung Landesentwicklung, PrinzregentenstraBe 24, 80538 Miinchen; Raum 220)
wahrend der fiir den Parteiverkehr festgelegten Zeiten (Montag bis Donnerstag von 8:30 bis 11:45 Uhr und von 14:00 bis 15:30 Uhr; Freitag von 8:30 bis 11:45 Uhr)
zur Einsichtnahme aus. Dartiber hinaus ist die Verordnung im Internet-Auftritt der obersten Landesplanungsbehérde eingestellt.

Hinweis gemaB Art. 23 Abs. 5 Satz 3 BayLplG:

Auf die Voraussetzung fiir die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie auf die Rechtsfolgen des Art. 23 BayLplG wird

hingewiesen.
Unbeachtlich werden demnach

1. eine nach Art. 23 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 BayLplG beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
2. eine unter Berticksichtigung von Art. 23 Abs. 2 BayLplG beachtliche Verletzung des Art. 21 Abs. 1 Satz 1 BayLplG,

3. nach Art. 23 Abs. 3 BayLplG beachtliche Madngel des Abwadgungsvorgangs,

4. eine nach Art. 23 Abs. 4 BayLplG beachtliche Verletzung der Vorschriften tiber die Umweltpriifung,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres ab Bekanntmachung des Landesentwicklungsprogramms gegeniiber der obersten Landesplanungsbehérde (Bayerisches
Staatsministerium fiir Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie, 80525 Miinchen), schriftlich geltend gemacht werden; der Sachverhalt, der die Ver-

letzung begriinden soll, ist darzulegen.
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1.1
1.2
1.3
1.4

Anlage

(zu § 1 der Verordnung uber das Landesentwicklungsprogramm)

Inhaltsiibersicht

Grundlagen und Herausforderungen der raumli-
chen Entwicklung und Ordnung Bayerns
Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit
Demographischer Wandel

Klimawandel

Wettbewerbsfahigkeit

Raumstruktur
Zentrale Orte
Gebietskategorien
Alpenraum
Regionen

Siedlungsstruktur

Flachensparen

Innenentwicklung vor AuBenentwicklung
Vermeidung von Zersiedelung

Verkehr

Verkehrstrageriibergreifende Festlegungen
StraBeninfrastruktur

Schieneninfrastruktur

Radverkehr

Ziviler Luftverkehr
Main-Donau-Wasserstralie

Wirtschaft
Wirtschaftsstruktur
Bodenschétze
EinzelhandelsgroBprojekte
Land- und Forstwirtschaft

Energieversorgung
Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur
Erneuerbare Energien

Freiraumstruktur
Natur und Landschaft
Wasserwirtschaft

Soziale und kulturelle Infrastruktur
Soziales

Gesundheit

Bildung

Kultur

Anhang zu den Festlegungen

Anhang 1 Zentrale Orte

Anhang 2 Strukturkarte

Anhang 3 Alpenplan

Anhang4  Regionen

Anhang 5  Vorranggebiet Flughafenentwicklung

1.1

1.1.1

1.2

1.2.1

Grundlagen und Herausforderungen der
raumlichen Entwicklung und Ordnung Bay-
erns

Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit

Gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen

(Z) In allen Teilrdumen sind gleichwerti-
ge Lebens- und Arbeitsbedingungen zu
schaffen oder zu erhalten. Die Starken
und Potenziale der Teilrdume sind weiter
zu entwickeln. Alle tiberortlich raumbe-
deutsamen Planungen und MaBnahmen
haben zur Verwirklichung dieses Ziels
beizutragen.

(G) Hierfir sollen insbesondere die Grundla-
gen fur eine bedarfsgerechte Bereitstel-
lung und Sicherung von Arbeitspladtzen,
Wohnraum sowie Einrichtungen der Da-
seinsvorsorge und zur Versorgung mit
Gilitern geschaffen oder erhalten werden.

Nachhaltige Raumentwicklung

(Z) Die rdaumliche Entwicklung Bayerns in
seiner Gesamtheit und in seinen Teilrau-
men ist nachhaltig zu gestalten.

(Z) BeiKonflikten zwischen Raumnutzungsan-
spriichen und oOkologischer Belastbarkeit
ist den Okologischen Belangen Vorrang
einzurdumen, wenn ansonsten eine we-
sentliche und langfristige Beeintrachtigung
der nattirlichen Lebensgrundlagen droht.

(G) Bei der raumlichen Entwicklung Bayerns
sollen die unterschiedlichen Anspriiche
aller Bevolkerungsgruppen bertucksich-
tigt werden.

Ressourcen schonen

(G) Der Ressourcenverbrauch soll in allen
Landesteilen vermindert werden. Un-
vermeidbare Eingriffe sollen ressourcen-
schonend erfolgen.

Demographischer Wandel

Raumlichen Auswirkungen begegnen

(G) Die raumstrukturellen Voraussetzungen
fur eine raumlich moglichst ausgewoge-
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1.2.2

1.2.3

1.2.4

ne Bevolkerungsentwicklung des Landes
und seiner Teilraume sollen geschaffen
werden.

(Z) Der demographische Wandel ist bei allen
raumbedeutsamen Planungen und MaB-
nahmen, insbesondere bei der Daseins-
vorsorge und der Siedlungsentwicklung,
zu beachten.

Abwanderung vermindern

(G) Die Abwanderung der Bevoélkerung soll
insbesondere in denjenigen Teilraumen,
die besonders vom demographischen
Wandel betroffen sind, vermindert wer-
den.

(G) Hierzu sollen bei raumbedeutsamen Pla-
nungen und MaBnahmen die Moglichkei-
ten

— zur Schaffung und zum Erhalt von
dauerhaften und qualifizierten Ar-
beitsplatzen,

— zur Sicherung der Versorgung mit
Einrichtungen der Daseinsvorsorge,

— zur Bewahrung und zum Ausbau ei-
nes attraktiven Arbeits- und Lebens-
umfelds insbesondere fiir Kinder, Ju-
gendliche, Auszubildende, Studenten
sowie fliir Familien und altere Men-
schen

genutzt werden.
Standorte staatlicher Einrichtungen

(G) In Teilrdumen, die besonders vom demo-
graphischen Wandel betroffen sind, sollen
staatliche Einrichtungen nach Maoéglich-
keit nicht zugunsten von Einrichtungen in
anderen Teilrdumen aufgeldst, verlagert
oder in ihren Aufgaben beschrankt wer-
den. Bei Standortneugriundungen oder
Verlagerungen geeigneter staatlicher
Einrichtungen sollen nach Maoéglichkeit
diese Teilraume bevorzugt werden.

Anpassung der Einrichtungen der Daseins-
vorsorge

(G) Die Tragfahigkeit und Funktionsfahigkeit
der Einrichtungen der Daseinsvorsorge
sollen durch deren kontinuierliche An-
passung an die sich verdndernde Bevol-
kerungszahl und Altersstruktur sicherge-
stellt werden.

(G) Hierzu sollen die Moglichkeiten

— der interkommunalen Kooperation,

1.2.5

1.2.6

1.3

1.3.1

1.3.2

— der fachiibergreifenden Zusammen-
arbeit,

— der multifunktionalen Verwendung
von Einrichtungen sowie

— ambulanter und flexibler Versor-

gungsangebote

verstarkt genutzt werden.
Vorhalteprinzip

(Z) Der Gewahrleistung einer dauerhaften
Versorgung der Bevolkerung mit zen-
tralortlichen Einrichtungen in zumutbarer
Erreichbarkeit ist insbesondere in Teil-
raumen, die besonders vom demographi-
schen Wandel betroffen sind, der Vorzug
gegenuber Auslastungserfordernissen
einzuraumen.

Funktionsfahigkeit der Siedlungsstrukturen

(G) Die Funktionsfahigkeit der Siedlungs-
strukturen einschlieBlich der Versor-
gungs- und Entsorgungsinfrastrukturen
soll unter Berticksichtigung der kiinftigen
Bevolkerungsentwicklung und der oko-
nomischen Tragfahigkeit erhalten blei-
ben.

Klimawandel
Klimaschutz
(G) Den Anforderungen des Klimaschutzes

soll Rechnung getragen werden, insbe-
sondere durch

— die Reduzierung des Energiever-
brauchs mittels einer integrierten
Siedlungs- und Verkehrsentwick-
lung,

— die verstarkte ErschlieBung und Nut-
zung erneuerbarer Energien sowie

— den Erhalt und die Schaffung na-
turlicher Speichermoglichkeiten fir
Kohlendioxid und andere Treibhaus-
gase.

Anpassung an den Klimawandel

(G) Die raumlichen Auswirkungen von klima-
bedingten Naturgefahren sollen bei allen
raumbedeutsamen Planungen und MaB-
nahmen berucksichtigt werden.

(G) In allen Teilraumen, insbesondere in ver-
dichteten Raumen, sollen klimarelevante
Freiflachen von Bebauung freigehalten
werden.
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Wettbewerbsfahigkeit
Hohe Standortqualitat

(G) Die raumliche Wettbewerbsfahigkeit
Bayerns soll durch Schaffung bestmog-
licher Standortqualitdten in wirtschaftli-
cher, o6kologischer und sozialer Sicht in
allen Teilrdumen gestarkt werden. Dabei
sollen im Wettbewerb um Unternehmen
und Arbeitskrafte lagebedingte und wirt-
schaftsstrukturelle Defizite ausgeglichen,
infrastrukturelle Nachteile abgebaut so-
wie vorhandene Starken ausgebaut wer-
den.

(G) Die flachendeckende Versorgung mit
Telekommunikationsdiensten soll erhal-
ten und deren Infrastruktur gemdBl dem
Stand der Technik ausgebaut werden.

Europdische Raumentwicklung

(G) Bayern soll sich als eigenstandiger Teil-
raum Deutschlands und Europas in die
Zusammenarbeit der Lander und der Mit-
gliedstaaten, insbesondere bei der Ab-
stimmung rdaumlicher Entwicklungsstra-
tegien, einbringen. Raumliche Konzepte
fur Bayern sollen auch die grenziibergrei-
fend abgestimmten Entwicklungsstrate-
gien berucksichtigen.

Europdaische Metropolregionen

(G) Die  Europdischen Metropolregionen
Miinchen und Niirnberg sowie der bay-
erische Teil der grenziberschreitenden
Metropolregion  Frankfurt/Rhein-Main
sollen in ihrer nationalen und internatio-
nalen Bedeutung wirtschaftlich, verkehr-
lich, wissenschaftlich, kulturell und tou-
ristisch weiterentwickelt werden. Positive
Impulse, die von den Metropolregionen
Miinchen, Nirnberg und der grenziiber-
schreitenden Metropolregion Frankfurt/
Rhein-Main ausgehen, sollen verstarkt
auch im landlichen Raum der Metropolre-
gionen genutzt werden.

Kooperation und Vernetzung

(G) Durch Kooperation und Vernetzung sowie
durch interkommunale Zusammenarbeit
sollen innerhalb von Teilrdumen sowie
zwischen Teilraumen - auch grenziiber-
schreitend —

— vorhandene Standortnachteile ausge-
glichen,

— Synergien im Hinblick auf die teil-
raumliche Entwicklung geschaffen
und genutzt,

2.1

2.11

2.1.2

2.1.3

— regionale Potenziale identifiziert, ge-
nutzt und deren Vermarktung opti-
miert sowie

— die Innovationsfahigkeit erhoht

werden.

Raumstruktur
Zentrale Orte
Funktion der Zentralen Orte

(G) Zentrale Orte sollen tberortliche Ver-
sorgungsfunktionen fur sich und andere
Gemeinden wahrnehmen. In ihnen sollen
uberortliche Einrichtungen der Daseins-
vorsorge gebundelt werden. Sie sollen
zur polyzentrischen Entwicklung Bayerns
beitragen.

Versorgungsauftrag der Zentralen Orte

(2) Die Versorgung der Bevolkerung mit zen-
tralortlichen Einrichtungen ist durch Zen-
trale Orte folgender Stufen zu gewahr-
leisten:

—  Grundzentren,
—  Mittelzentren und
—  Oberzentren.

(G) Alle Zentralen Orte sollen ein umfassen-
des Angebot an zentralortlichen Einrich-
tungen der Grundversorgung fiir die Ein-
wohner ihres Nahbereichs vorhalten.

(G) Mittel- und Oberzentren sollen zen-
tralortliche Einrichtungen des gehobenen
Bedarfs vorhalten. Oberzentren sollen
zentralortliche Einrichtungen des spezia-
lisierten hoheren Bedarfs vorhalten.

(G) Zwei oder mehr Gemeinden konnen als
Zentrale Doppel- oder Mehrfachorte den
zentralortlichen Versorgungsauftrag ge-
meinsam wahrnehmen, wenn dies raum-
lich oder funktional erforderlich ist.

Vorzug der Zentralen Orte

(Z) Bei der Sicherung, der Bereitstellung und
dem Ausbau zentralortlicher Einrichtun-
genist Zentralen Orten der jeweiligen Stu-
fe in der Regel der Vorzug einzurdaumen.
Hiervon kann abgewichen werden, wenn
es andernfalls zu nicht hinnehmbaren Ein-
schrankungen der Versorgungsqualitat
oder zu unverhaltnismaBigen finanziellen
Mehrbelastungen kommen witirde.
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Konzentration von Einrichtungen

(2) Die zentralortlichen Einrichtungen sind
in der Regel in den Siedlungs- und Ver-
sorgungskernen der Zentralen Orte zu
realisieren. Ausnahmen sind nur zulassig,
wenn im Siedlungs- und Versorgungs-
kern geeignete Flachen oder notwendige
Verkehrsinfrastrukturen nicht zur Verfu-
gung stehen oder wenn es zu Attraktivi-
tatseinbuBlen im Siedlungs- und Versor-
gungskern kommen wiirde.

Festlegung der Zentralen Orte und Nahberei-
che

(2) Die Mittel- und Oberzentren werden ge-
maB Anhang 1 festgelegt. Die Grundzen-
tren werden in den Regionalpldanen fest-
gelegt. Die Nahbereiche aller Zentralen
Orte werden in den Regionalplanen als
Teil der Begriindung abgegrenzt.

Grundzentren

(Z) Eine Gemeinde ist in der Regel dann als
Grundzentrum festzulegen, wenn sie zen-
tralortliche Versorgungsfunktionen fir
mindestens eine andere Gemeinde wahr-
nimmt und einen tragfahigen Nahbereich
aufweist.

@

Die als Grundzentrum eingestuften Ge-
meinden sollen darauf hinwirken, dass
die Bevolkerung ihres Nahbereichs mit
Gitern und Dienstleistungen des Grund-
bedarfs in zumutbarer Erreichbarkeit ver-
sorgt wird.

(G) Bestehende Klein- und Unterzentren so-
wie bestehende Siedlungsschwerpunkte
konnen als Grundzentren beibehalten
werden.

(Z) Zusatzliche Mehrfachgrundzentren sind
unzuldassig.

(2) Die Wahrnehmung des gemeinsamen
Versorgungsauftrags neu festgelegter
Doppelgrundzentren ist mit einem lan-
desplanerischen Vertrag nach Art. 29
BayLplG zu sichern. Der Vertrag ist vor
dem Inkrafttreten des Doppelgrundzen-
trums zu schliefen.

Mittelzentren

(G) Die als Mittelzentrum eingestuften Ge-
meinden, die Fachplanungstrager und die
Regionalen Planungsverbande sollen da-
rauf hinwirken, dass die Bevolkerung in
allen Teilrdumen mit Giitern und Dienst-
leistungen des gehobenen Bedarfs in zu-
mutbarer Erreichbarkeit versorgt wird.

2.1.8

2.2

221

2.2.2

2.2.3

224

Oberzentren

(G) Die als Oberzentren eingestuften Ge-
meinden, die Fachplanungstrager und die
Regionalen Planungsverbande sollen da-
rauf hinwirken, dass die Bevolkerung in
allen Teilrdumen mit Giitern und Dienst-
leistungen des spezialisierten hoheren
Bedarfs in zumutbarer Erreichbarkeit ver-
sorgt wird.

Gebietskategorien
Abgrenzung der Teilraume

(G) Den sich aus der Raum- und Siedlungs-
struktur ergebenden unterschiedlichen
raumordnerischen Erfordernissen der Teil-
rdume soll Rechnung getragen werden.

(Z2) Hierzu werden folgende Gebietskategori-
en festgelegt:

— Landlicher Raum, untergliedert in
a) allgemeiner landlicher Raum und

b) lédndlicher Raum mit Verdich-
tungsansatzen,

— Verdichtungsraum.

Lage und Abgrenzung ergeben sich aus
Anhang 2.

Gegenseitige Erganzung der Teilraume

(G) Die Verdichtungsraume und der landli-
che Raum sollen sich unter Wahrung ihrer
spezifischen raumlichen Gegebenheiten
erganzen und gemeinsam im Rahmen ih-
rer jeweiligen Entwicklungsmoéglichkei-
ten zur ausgewogenen Entwicklung des
ganzen Landes beitragen.

Teilraume mit besonderem Handlungsbedarf

(Z) Teilraume mit wirtschaftsstrukturellen
oder soziookonomischen Nachteilen so-
wie Teilrdume, in denen eine nachteilige
Entwicklung zu befiirchten ist, werden
unabhdngig von der Festlegung als Ver-
dichtungsraum oder landlicher Raum als
Teilraume mit besonderem Handlungs-
bedarf festgelegt. Lage und Abgrenzung
ergeben sich aus Anhang 2.

Vorrangprinzip
(2) Die Teilraume mit besonderem Hand-
lungsbedarf sind vorrangig zu entwi-

ckeln. Dies gilt bei

— Planungen und MaBnahmen zur Ver-
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2.2.5

2.2.6

sorgung mit Einrichtungen der Da-
seinsvorsorge,

— der Ausweisung raumlicher Foérder-
schwerpunkte sowie diesbezliglicher
FordermaBnahmen und

— der Verteilung der Finanzmittel,

soweit die vorgenannten Aktivitdten zur
Gewdhrung gleichwertiger Lebens- und
Arbeitsbedingungen einschlagig sind.

(G) Daruber hinaus konnen in besonderen
Hartefdllen einzelne Gemeinden auch
auBerhalb des Raums mit besonderem
Handlungsbedarf in gleicher Weise un-
terstiitzt werden. Die oberste Landespla-
nungsbehoérde entscheidet dariiber, ob
die Voraussetzungen fir einzelne Ge-
meinden vorliegen.

Entwicklung und Ordnung des landlichen
Raums

(G) Der landliche Raum soll so entwickelt und
geordnet werden, dass

— er seine Funktion als eigenstandiger
Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig
sichern und weiter entwickeln kann,

— seine Bewohner mit allen zentralort-
lichen Einrichtungen in zumutbarer
Erreichbarkeit versorgt sind,

— er seine eigenstdandige Siedlungs-
und Wirtschaftsstruktur bewahren
kann und

— er seine landschaftliche Vielfalt si-
chern kann.

(G) Im landlichen Raum soll eine zeitgemalBe
Informations- und Kommunikationsinfra-
struktur geschaffen und erhalten werden.

Entwicklung und Ordnung der landlichen
R&aume mit Verdichtungsansatzen

(G) Die landlichen Raume mit Verdichtungs-
ansatzen sollen so entwickelt und geord-
net werden, dass

— sie ihre Funktionen als regionale
Wirtschafts- und Versorgungsschwer-
punkte nachhaltig sichern und weiter
entwickeln kénnen und

— sie als Impulsgeber die Entwicklung
im landlichen Raum foérdern.

(G) Die Siedlungs- und Wirtschaftsentwick-
lung sowie der Ausbau und der Erhalt

2.2.7

2.2.8

2.3

2.3.1

eines zeitgemaBen 6ffentlichen Personen-
nahverkehrs sollen in enger interkommu-
naler Abstimmung erfolgen.

Entwicklung und Ordnung der Verdichtungs-
raume

(G) Die Verdichtungsraume sollen so entwi-
ckelt und geordnet werden, dass

— sie ihre Aufgaben fur die Entwick-
lung des gesamten Landes erfiillen,

— siebeider Wahrnehmungihrer Wohn-,
Gewerbe- und Erholungsfunktionen
eine raumlich ausgewogene sowie
sozial und okologisch vertragliche
Siedlungs- und Infrastruktur gewdahr-
leisten,

— Missverhaltnissen bei der Entwick-
lung von Bevolkerungs- und Ar-
beitsplatzstrukturen  entgegenge-
wirkt wird,

— sie Uber eine dauerhaft funktionsfahi-
ge Freiraumstruktur verfiigen und

— ausreichend Gebiete fir die land- und
forstwirtschaftliche Nutzung erhalten
bleiben.

Integrierte Siedlungs- und Verkehrsplanung
in Verdichtungsraumen

(Z) In den Verdichtungsraumen ist die weite-
re Siedlungsentwicklung an Standorten
mit leistungsfahigem Anschluss an das
offentliche Verkehrsnetz, insbesondere
an Standorten mit Zugang zum schienen-
gebundenen offentlichen Personennah-
verkehr, zu konzentrieren.

Alpenraum

Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Al-
penraums

(G) Der Alpenraum soll so nachhaltig entwi-
ckelt, geordnet und gesichert werden,
dass

— die Vielfalt, Eigenart und Schonheit
seiner Landschaften sowie die na-
tirliche Vielfalt seiner wildlebenden
Tier- und Pflanzenarten durch Siche-
rung und Entwicklung ihrer Lebens-
raume und deren Vernetzung erhal-
ten bleiben,

— seine Funktionen als landertiibergrei-
fender Lebens-, Erholungs-, Wirt-
schafts- und Verkehrsraum unter
Wahrung seiner Bedeutung als Na-
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2.3.2

2.3.3

2.34

tur- und Kulturraum von europadischer
Bedeutung wahrgenommen werden
konnen und

— alpine Gefahrenpotenziale minimiert
werden.

Kulturlandschaft Alpenraum

(G) Im Alpenraum sollen die Wélder und ihre
Schutzfunktionen sowie die Pflege der
Kulturlandschaft insbesondere durch die
Land- und Forstwirtschaft gesichert wer-
den. Erhaltenswurdige Almen und Alpen
sollen saniert und - soweit 6kologisch
vertretbar — erschlossen werden.

Alpenplan

(G) Die ErschlieBung der bayerischen Alpen
mit Verkehrsvorhaben, wie

—  Seilbahnen und Liften, soweit sie
dem offentlichen Verkehr dienen,

—  Ski-, Grasski- sowie Skibobabfahrten,
Rodelbahnen und Sommerrutschbah-
nen,

— oOffentlichen Strallen sowie Privatstra-
Ben und Privatwegen, mit Ausnahme
von Wanderwegen, und

— Flugplatzen (Flughdfen, Landeplatze
und Segelfluggelande)

soll so geordnet werden, dass

— ausgewogene Lebens- und Arbeits-
bedingungen ihrer Bewohner ge-
wahrleistet bleiben,

— die Naturschonheiten und die Ei-
genart als Erholungsgebiet sowie die
Leistungsfahigkeit des Naturhaus-
halts erhalten werden und

— der Erholung suchenden Bevolke-
rung der Zugang zu diesem Gebiet
gesichert bleibt.

(Z) Zur Ordnung der VerkehrserschlieBung
im Alpenraum werden Zonen bestimmt,
die sich aus Anhang 3 ergeben.

Zone A des Alpenplans

(Z) In der Zone A sind Verkehrsvorhaben im
Sinn von 2.3.3 mit Ausnahme von Flug-
pldatzen landesplanerisch grundsatzlich
unbedenklich, soweit sie nicht durch
Eingriffe in den Wasserhaushalt zu Bo-
denerosionen fithren konnen oder die
weitere land- und forstwirtschaftliche

2.3.5

2.3.6

2.4

3.1

3.2

3.3

Bewirtschaftung gefdahrden. Wie bei der
Planung und Ausfihrung solcher Ver-
kehrsvorhaben die Erfordernisse der
Raumordnung zu berticksichtigen sind,
ist im Einzelfall raumordnerisch zu tiber-
prufen.

Zone B des Alpenplans

(Z) In der Zone B sind Verkehrsvorhaben im
Sinn von 2.3.3 landesplanerisch nur zu-
lassig, wenn eine Uberpriifung im Einzel-
fall ergibt, dass sie den Erfordernissen der
Raumordnung nicht widersprechen.

Zone C des Alpenplans

(Z) In der Zone C sind Verkehrsvorhaben im
Sinn von 2.3.3 landesplanerisch unzulés-
sig. Dies gilt nicht fir notwendige landes-
kulturelle Mafinahmen.

Regionen

(2) Die Regionen werden aus den im An-
hang 4 genannten kreisfreien Stadten,
Landkreisen und Gemeinden nach dem
jeweiligen Gebietsstand gebildet.

Siedlungsstruktur
Flachensparen

(G) Die Ausweisung von Bauflachen soll an
einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung
unter besonderer Berticksichtigung des
demographischen Wandels und seiner
Folgen ausgerichtet werden.

(G) Flachensparende Siedlungs- und Er-
schlieBungsformen sollen unter Bertick-
sichtigung der ortsspezifischen Gegeben-
heiten angewendet werden.

Innenentwicklung vor Aulenentwicklung

(Z) In den Siedlungsgebieten sind die vor-
handenen Potenziale der Innenentwick-
lung moglichst vorrangig zu nutzen. Aus-
nahmen sind zuldssig, wenn Potenziale
der Innenentwicklung nicht zur Verfi-
gung stehen.

Vermeidung von Zersiedelung

(G) Eine Zersiedelung der Landschaft und
eine ungegliederte, insbesondere bandar-
tige Siedlungsstruktur sollen vermieden
werden.

(Z) Neue Siedlungsflachen sind mdoglichst in
Anbindung an geeignete Siedlungsein-
heiten auszuweisen. Ausnahmen sind zu-
lassig, wenn
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4.1

4.1.1

4.1.2

— auf Grund der Topographie oder
schutzenswerter Landschaftsteile oder
tangierender = Hauptverkehrstrassen
ein angebundener Standort im Ge-
meindegebiet nicht vorhanden ist,

— ein Logistikunternehmen oder ein
Verteilzentrum eines Unternehmens
auf einen unmittelbaren Anschluss an
eine Autobahnanschlussstelle oder
deren Zubringer oder an eine vier-
streifig autobahndhnlich ausgebaute
StraBe oder auf einen Gleisanschluss
angewiesen ist,

— ein groBflachiger produzierender Be-
trieb mit einer Mindestgroe von 3 ha
aus Grinden der Ortsbildgestaltung
nicht angebunden werden kann,

— von Anlagen, die im Rahmen von pro-
duzierenden Gewerbebetrieben er-
richtet und betrieben werden sollen,
schadliche Umwelteinwirkungen,
insbesondere durch Luftverunreini-
gungen oder Larm einschlieBlich Ver-
kehrslarm, auf dem Wohnen dienen-
de Gebiete ausgehen wiirden,

— militarische Konversionsflachen oder
Teilflachen hiervon mit einer Bebau-
ung von einigem Gewicht eine den
zivilen Nutzungsarten vergleichbare
Pragung aufweisen oder

— in einer Fremdenverkehrsgemein-
de an einem durch eine Beherber-
gungsnutzung gepragten Standort
ein Beherbergungsbetrieb ohne Be-
eintrachtigung des Orts- und Land-
schaftsbilds erweitert oder errichtet
werden kann.

Verkehr

Verkehrstragerubergreifende Festlegungen

Leistungsfdahige Verkehrsinfrastruktur

(Z) Die Verkehrsinfrastruktur ist in ihrem
Bestand leistungsfahig zu erhalten und
durch Aus-, Um- und NeubaumaBnah-

men nachhaltig zu erganzen.

Internationales, nationales und regionales
Verkehrswegenetz

(G) Die Einbindung Bayerns in das internatio-
nale und nationale Verkehrswegenetz soll
verbessert werden.

(G) Das regionale Verkehrswegenetz und die
regionale Verkehrsbedienung sollen in

4.1.3

4.2

4.3

4.3.1

4.3.2

4.3.3

4.4

allen Teilrdumen als Grundlage fir leis-
tungsfahige, bedarfsgerechte und barrie-
refreie Verbindungen und Angebote aus-
gestaltet werden.

Verbesserung der Verkehrsverhdltnisse und
der VerkehrserschlieBung

(G) Die Verkehrsverhaltnisse in den Verdich-
tungsrdumen und in stark frequentierten
Tourismusgebieten sollen insbesondere
durch die Starkung des o6ffentlichen Per-
sonenverkehrs verbessert werden.

(G) Im landlichen Raum soll die Verkehrser-
schlieBung weiterentwickelt und die Fla-
chenbedienung durch den offentlichen
Personennahverkehr verbessert werden.

(G) Der Guterverkehr soll optimiert werden.
StraBeninfrastruktur

(G) Das Netz der Bundesfernstralen sowie
der Staats- und Kommunalstraen soll
leistungsfahig erhalten und bedarfsge-
recht erganzt werden.

(G) Bei der Weiterentwicklung der StraBen-
infrastruktur soll der Ausbau des vorhan-
denen StraBennetzes bevorzugt vor dem
Neubau erfolgen.

Schieneninfrastruktur

Schienenwegenetz

(G) Das Schienenwegenetz soll erhalten und
bedarfsgerecht erganzt werden. Dazu
gehoren attraktive, barrierefreie Bahn-
hofe.

Bahnknoten Miunchen

(G) Der Bahnknoten Miinchen soll ausgebaut
werden.

Streckenstilllegungen vermeiden — Reaktivie-
rungen ermoglichen

(G) Streckenstilllegungen und Ruckbau der
bestehenden Schieneninfrastruktur sollen

vermieden werden.

(G) Moglichkeiten von Reaktivierungen sol-
len genutzt werden.

Radverkehr

(G) Das Radwegenetz soll erhalten und be-
darfsgerecht erganzt werden.

(G) Das tuberregionale ,Bayernnetz fiir Rad-
ler” soll weiterentwickelt werden.
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4.5

4.5.1

4.5.2

4.5.3

4.54

4.5.5

4.6

Ziviler Luftverkehr
Verkehrsflughafen Miunchen

(G) Der Verkehrsflughafen Miinchen soll als
Luftfahrt-Drehkreuz von europaischem
Rang die interkontinentale Luftverkehrs-
anbindung Bayerns und die nationale und
internationale Luftverkehrsanbindung
Stidbayerns sicherstellen.

(2) Fur den Verkehrsflughafen Miinchen ist
eine dritte Start- und Landebahn mit den
erforderlichen Funktionsflachen zu er-
richten.

(2) Die fur die weitere Entwicklung des Ver-
kehrsflughafens Miinchen erforderliche
Flache ist als Vorranggebiet Flughafen-
entwicklung festgelegt. Dieses ist im An-
hang 5 dargestellt.

Verkehrsflughafen Nurnberg

(G) Der Verkehrsflughafen Niirnberg soll die
nationale und internationale Luftverkehrs-
anbindung Nordbayerns sicherstellen.

Verkehrsflughafen Memmingen

(G) Der Verkehrsflughafen Memmingen soll
die nationale und internationale Luftver-
kehrsanbindung des Allgaus sicherstellen.

Sonderflughafen Oberpfaffenhofen

(Z) Der Sonderflughafen Oberpfaffenhofen
ist in seinem Status und Bestand als reiner
Werks- und Forschungsflughafen zu si-
chern. Die Offnung des Sonderflughafens
fir zusatzliche Verkehre, insbesondere
den Geschaftsreiseflugverkehr, ist nicht
zuzulassen.

Luftverkehrsanschlisse fiir die Allgemeine
Luftfahrt

(Z) In der Regel muss jede Region tiber min-
destens einen Luftverkehrsanschluss fur
die Allgemeine Luftfahrt verfiigen. In der
Region 14 (Minchen) ist zuséatzlich zu der
bestehenden zivilen Luftverkehrsinfra-
struktur kein neuer Verkehrslandeplatz
zuzulassen.

(G) Die regionalen Luftverkehrsanschlisse
fur die Allgemeine Luftfahrt sollen in
ihrem Bestand gesichert und bedarfsge-
recht ausgebaut werden.

Main-Donau-Wasserstralie

(Z) Im Rahmen der Gesamtkonzeption der
Main-Donau-Wasserstrae ist die Do-

5.1

5.2

5.2.1

5.2.2

5.3

5.3.1

nau zwischen Straubing und Vilshofen
verkehrsgerecht und naturschonend”
weiter auszubauen. Die Héafen sind ent-
sprechend dem Bedarf zu trimodalen
Schnittstellen auszubauen.

Wirtschaft
Wirtschaftsstruktur

(G) Die Standortvoraussetzungen fur die
bayerische Wirtschaft, insbesondere fir
die leistungsfahigen kleinen und mittel-
standischen Unternehmen sowie fir die
Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe,
sollen erhalten und verbessert werden.

(G) Die Standortvoraussetzungen fiir eine
wettbewerbsfahige Tourismuswirtschaft
sollen erhalten und verbessert werden.

Bodenschatze

Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fiir Boden-
schatze

(Z) In den Regionalpldnen sind Vorrang- und
Vorbehaltsgebiete fiir die Gewinnung
von Steinen und Erden fiur den regionalen
und uUberregionalen Bedarf festzulegen.

(Z) In den Regionalplanen sind Vorrang- und
Vorbehaltsgebiete fiir die Gewinnung
von Industriemineralen und metallischen
Bodenschatzen bedarfsunabhangig fest-
zulegen.

Abbau und Folgefunktionen

(G) Die Eingriffe in den Naturhaushalt und
das Landschaftsbild durch die Gewin-
nung von Bodenschétzen sollen so gering
wie moglich gehalten werden.

(G) Abbaugebiete sollen entsprechend einer
vorausschauenden Gesamtplanung, so-
weit moglich Zug um Zug mit dem Ab-
baufortschritt, einer Folgefunktion zuge-
fihrt werden.

(2) Fur die Vorranggebiete nach 5.2.1 sind
in den Regionalpldnen Folgefunktionen
festzulegen.

Einzelhandelsgrofprojekte

Lage im Raum

(2) Flachen fur EinzelhandelsgroBprojekte

dirfen nur in Zentralen Orten ausgewie-
sen werden.

Das Ziel gilt mit der MaBgabe, dass ein Ausbau nur unter

Beachtung der Schutzbestimmungen fiir Natura 2000-Ge-
biete erfolgen darf.
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Abweichend sind Ausweisungen zulassig

— fur Nahversorgungsbetriebe bis
1 200 m? Verkaufsflache in allen Ge-
meinden,

— fur Einzelhandelsgrofprojekte, die
uberwiegend dem Verkauf von Wa-
ren des sonstigen Bedarfs dienen, nur
in Mittel- und Oberzentren sowie in
Grundzentren mit bestehenden Ver-
sorgungsstrukturen in dieser Bedarfs-

gruppe.

ten Siedlungszusammenhang bilden,
sind Ausweisungen fiur Einzelhandels-
groBprojekte, die innerhalb dieses Sied-
lungszusammenhangs oder direkt an-
grenzend liegen, in allen Gemeinden des
Siedlungszusammenhangs zulassig; 5.3.1
Satz 2 Spiegelstrich 2 bleibt unbertihrt.
Dabei durfen EinzelhandelsgroBprojekte
bei Sortimenten des Innenstadtbedarfs
zusatzlich auf 7,5 v.H. der nach 5.3.3 maB-
geblichen Kaufkraft einer zentralortlich
nicht niedriger eingestuften Gemeinde
innerhalb des gemeinsamen Siedlungs-
zusammenhangs zurickgreifen.

5.3.2 Lage in der Gemeinde
5.3.5 Zielabweichungsverfahren in grenznahen
(2) Die Flachenausweisung fur Einzelhan- Gebieten
delsgroBprojekte hat an stadtebaulich in-

tegrierten Standorten zu erfolgen. (G) Zur Sicherung der Wettbewerbsfahigkeit

Abweichend sind Ausweisungen in stad-
tebaulichen Randlagen zuldssig, wenn

— das EinzelhandelsgroBprojekt tiber-
wiegend dem Verkauf von Waren des
sonstigen Bedarfs dient oder

der grenznahen Gebiete und deren Ver-
sorgung mit Einzelhandelseinrichtungen
soll in diesen Gebieten das Zielabwei-
chungsverfahren bei der Zulassung von
Einzelhandelsgroprojekten unter Be-
ricksichtigung der Praxis in den Nach-
barlandern flexibel gehandhabt werden.

— die Gemeinde nachweist, dass geeig- | 5.4 Land- und Forstwirtschaft
nete stadtebaulich integrierte Stand-
orte auf Grund der topographischen | 5.4.1  Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzfla-
Gegebenheiten nicht vorliegen. chen
Zulassige Verkaufsflachen (G) Die raumlichen Voraussetzungen fur
eine vielfaltig strukturierte, multifunk-
(Z) Durch Flachenausweisungen fur Einzel- tionale und bauerlich ausgerichtete
handelsgroBprojekte diirfen die Funk- Landwirtschaft und eine nachhaltige
tionsfahigkeit der Zentralen Orte und Forstwirtschaft in ihrer Bedeutung fir
die verbrauchernahe Versorgung der die verbrauchernahe Versorgung der Be-
Bevolkerung im Einzugsbereich dieser volkerung mit nachhaltig erzeugten Le-
Einzelhandelsgroprojekte nicht we- bensmitteln, erneuerbaren Energien und
sentlich beeintrachtigt werden. Soweit nachwachsenden Rohstoffen sowie fir
sortimentsspezifische Verkaufsflachen den Erhalt der natiirlichen Ressourcen
die landesplanerische Relevanzschwelle und einer attraktiven Kulturlandschaft
uberschreiten, durfen EinzelhandelsgroB- und regionale Wirtschaftskreislaufe sol-
projekte, len erhalten, unterstiitzt und weiterent-
wickelt werden.
— soweit in ihnen Nahversorgungsbe-
darf oder sonstiger Bedarf verkauft (G) Land- und forstwirtschaftlich genutzte
wird, 25 v.H., Gebiete sollen erhalten werden. Insbe-
sondere hochwertige Boden sollen nur in
— soweit in ihnen Innenstadtbedarf dem unbedingt notwendigen Umfang fur
verkauft wird, fir die ersten 100 000 andere Nutzungen in Anspruch genom-
Einwohner 30 v.H., fiur die 100 000 men werden.
Einwohner tubersteigende Bevolke-
rungszahl 15 v.H. 5.4.2 Wald und Waldfunktionen

der sortimentsspezifischen Kaufkraft im
einschldgigen Bezugsraum abschopfen.

(G) GroBe zusammenhdangende Waldgebie-
te, Bannwaélder und landeskulturell oder
okologisch besonders bedeutsame Wal-
der sollen vor Zerschneidungen und Fla-
chenverlusten bewahrt werden.

5.34 Regelung fir zusammengewachsene Ge-
meinden

(Z) Wenn Gemeinden mit mindestens einem
Zentralen Ort einen baulich verdichte-

(G) Die Waldfunktionen sollen gesichert und
verbessert werden.
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54.3

6.1

6.2

6.2.1

6.2.2

6.2.3

Beitrag zu Erhalt und Pflege der Kulturland-
schaft

(G) Eine vielfdltige land- und forstwirtschaft-
liche sowie jagdliche Nutzung soll zum
Erhalt und zur Pflege der Kulturland-
schaft beitragen.

(G) Gebiete fiir eine nachhaltige Bergland-
und Bergwaldwirtschaft sollen erhalten
werden.

Energieversorgung
Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur

(G) Die Energieversorgung soll durch den
Um- und Ausbau der Energieinfrastruk-
tur weiterhin sichergestellt werden. Hier-
zu gehoren insbesondere

— Anlagen der Energieerzeugung und
-umwandlung,

— Energienetze sowie
— Energiespeicher.

(G) Potenziale der Energieeinsparung und
Energieeffizienzsteigerung sollen durch
eine integrierte Siedlungs- und Verkehrs-
planung genutzt werden.

Erneuerbare Energien
Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien

(Z) Erneuerbare Energien sind verstarkt zu
erschliefen und zu nutzen.

Windkraft

(Z) In den Regionalpldanen sind im Rahmen
von regionsweiten Steuerungskonzepten
Vorranggebiete fiir die Errichtung von
Windkraftanlagen festzulegen.

(G) In den Regionalpldnen kénnen im Rah-
men von regionsweiten Steuerungskon-
zepten erganzend Vorbehaltsgebiete fur
die Errichtung von Windkraftanlagen
festgelegt werden.

Photovoltaik

(G) In den Regionalplanen kénnen Vorrang-
und Vorbehaltsgebiete fiir die Errichtung
von Freiflachen-Photovoltaikanlagen fest-
gelegt werden.

(G) Freiflachen-Photovoltaikanlagen sollen
moglichst auf vorbelasteten Standorten
realisiert werden.

6.2.4

6.2.5

6.2.6

7.1

7.1.1

Wasserkraft

(G) Die Potenziale zur Wasserkraftnutzung
sollen vorrangig durch Modernisierung
und Nachrustung bestehender Anlagen
sowie durch den Neubau an bereits vor-
handenen Querbauwerken und im Rah-
men von erforderlichen Flusssanierungen
erschlossen werden.

Bioenergie

(G) Die Potenziale der Bioenergie sollen
nachhaltig genutzt werden.

Tiefengeothermie

(G) Die Potenziale der Tiefengeothermie sol-
len fiir die Warme- und Stromproduktion
ausgeschopft werden.

Freiraumstruktur
Natur und Landschaft

Erhalt und Entwicklung von Natur und Land-
schaft

(G) Natur und Landschaft sollen als unver-
zichtbare Lebensgrundlage und Erho-
lungsraum des Menschen erhalten und
entwickelt werden.

Landschaftliche Vorbehaltsgebiete

(Z) Gebiete mit besonderer Bedeutung fur
Naturschutz und Landschaftspflege sind
in den Regionalpldnen als landschaftliche
Vorbehaltsgebiete festzulegen.

Erhalt freier Landschaftsbereiche

(G) In freien Landschaftsbereichen sollen
Infrastruktureinrichtungen moglichst ge-
biindelt werden. Durch deren Mehrfach-
nutzung soll die Beanspruchung von
Natur und Landschaft méglichst vermin-
dert werden. Unzerschnittene verkehrs-
arme Raume sollen erhalten werden.

(G) Freileitungen, Windkraftanlagen und an-
dere weithin sichtbare Bauwerke sollen
insbesondere nicht in schutzwiirdigen
Télern und auf landschaftspragenden Ge-
landerticken errichtet werden.

Regionale Griinziige und Grinstrukturen

(Z) In den Regionalpldnen sind regionale
Griinziige zur Gliederung der Siedlungs-
raume, zur Verbesserung des Bioklimas
oder zur Erholungsvorsorge festzulegen.
In diesen Griinziigen sind Planungen und
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7.1.5

7.2

7.2.1

7.2.2

7.2.3

7.2.4

MaBnahmen, die die jeweiligen Funktio-
nen beeintrachtigen, unzulassig.

(G) Insbesondere in verdichteten Raumen
sollen Frei- und Grinflaichen erhalten
und zu zusammenhangenden Grunstruk-
turen mit Verbindung zur freien Land-
schaft entwickelt werden.

Okologisch bedeutsame Naturrdume

(G) Okologisch bedeutsame Naturrdume sol-
len erhalten und entwickelt werden. Ins-
besondere sollen

— Gewasser erhalten und renaturiert,

— (geeignete Gebiete wieder ihrer na-
tirlichen Dynamik tiberlassen und

— Okologisch wertvolle Grinlandberei-
che erhalten und vermehrt werden.

Erhalt der Arten- und Lebensraumvielfalt,
Biotopverbundsystem

(G) Lebensraume fur wildlebende Arten sol-
len gesichert und entwickelt werden. Die
Wanderkorridore wildlebender Arten zu
Land, zu Wasser und in der Luft sollen er-
halten und wieder hergestellt werden.

Z) Ein zusammenhangendes Netz von Bioto-
g
pen ist zu schaffen und zu verdichten.

Wasserwirtschaft
Schutz des Wassers

(G) Es soll darauf hingewirkt werden, dass
das Wasser seine Funktionen im Natur-
haushalt auf Dauer erftillen kann.

Schutz des Grundwassers

(G) Grundwasser soll bevorzugt der Trink-
wasserversorgung dienen.

(G) Tiefengrundwasser soll besonders ge-
schont und nur fir solche Zwecke genutzt
werden, fir die seine speziellen Eigen-
schaften notwendig sind.

Wasserversorgung

(2) Die offentliche Wasserversorgung hat als es-
senzieller Bestandteil der Daseinsvorsorge
in kommunaler Verantwortung zu bleiben.

Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Wasserver-
sorgung

(Z) AuBerhalb der Wasserschutzgebiete sind
empfindliche Bereiche der Grundwasser-
einzugsgebiete fur die offentliche Was-

7.2.5

8.1

8.2

8.3

8.3.1

serversorgung als Vorrang- und Vorbe-
haltsgebiete fur die Wasserversorgung in
den Regionalplanen festzulegen.

Hochwasserschutz

(G) Die Risiken durch Hochwasser sollen so-
weit als moglich verringert werden. Hier-
zu sollen

— die naturliche Ruckhalte- und Spei-
cherfahigkeit der Landschaft erhalten
und verbessert,

— Riickhalterdume an Gewassern frei-
gehalten sowie

— Siedlungen vor einem hundertjahrli-
chen Hochwasser geschiitzt

werden.

Soziale und kulturelle Infrastruktur
Soziales

(Z) Soziale Einrichtungen und Dienste der
Daseinsvorsorge sind in allen Teilraumen
flaichendeckend und bedarfsgerecht vor-
zuhalten.

(2) Entsprechend der demographischen Ent-
wicklung und zur Umsetzung des Uber-
einkommens der Vereinten Nationen
uber die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen ist auf altersgerechte und
inklusive Einrichtungen und Dienste in
ausreichender Zahl und Qualitat zu ach-
ten.

(G) Bei Bedarf sollen interkommunale Ko-
operationen zu einer flachendeckenden
Versorgung der Bevolkerung mit sozialen
Einrichtungen und Diensten der Daseins-
vorsorge beitragen.

Gesundheit

(Z) In allen Teilraumen ist flachendeckend
eine bedarfsgerechte medizinische Ver-
sorgung zu gewadhrleisten.

(G) Im landlichen Raum soll ein flachende-
ckendes und bedarfsgerechtes Angebot
mit Haus- und Facharzten sichergestellt
werden.

Bildung

Schulen und auBerschulische Bildungsange-
bote

(Z) Kinderbetreuungsangebote, Allgemein-
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8.3.2

8.4

8.4.1

8.4.2

bildende Schulen, Berufliche Schulen,
Einrichtungen der Erwachsenenbildung
sowie Sing- und Musikschulen sind in
allen Teilrdumen flachendeckend und be-
darfsgerecht vorzuhalten.

Bei Bedarf sollen interkommunale Ko-
operationen zu einer flachendeckenden
Versorgung der Bevolkerung mit Schulen
und auBerschulischen Bildungsangebo-
ten beitragen.

8

Hochschulen und Forschungseinrichtungen

(Z) Hochschulen und Forschungseinrichtun-
gen sind in allen Teilraumen zu erhalten
und bedarfsgerecht auszubauen.

(G) Regionale Kooperationen von Hochschu-
len mit anderen, auch aulleruniversitaren
Forschungseinrichtungen sowie der Wirt-
schaft sollen weiterentwickelt werden.

Kultur
Schutz des kulturellen Erbes

(Z) UNESCO-Welterbestdtten sind  ein-
schlieBlich ihrer Umgebung in ihrem au-
Bergewohnlichen universellen Wert zu
erhalten.

(G) Die heimischen Bau- und Kulturdenk-
madler sollen in ihrer historischen und
regionalen Vielfalt geschutzt und erhal-
ten werden. Historische Innenstadte und
Ortskerne sollen unter Wahrung ihrer
denkmalwtrdigen oder ortsbildpragen-
den Baukultur erhalten, erneuert und
weiterentwickelt werden.

Einrichtungen der Kunst und Kultur

(G) Ein vielfaltiges und barrierefreies Ange-
bot an Einrichtungen der Kunst und Kul-
tur soll in allen Teilrdumen vorgehalten
werden.
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Anhang 1
(zu 2.1.95)

Zentrale Orte
(Gemeinden nach dem jeweiligen Gebietsstand)

Als Zentrale Orte des Landesentwicklungsprogramms werden die nachfolgenden Gemeinden bestimmt, wobei
durch Schragstrich verbundene Gemeindenamen Mehrfachzentren bezeichnen:

Mittelzentren Kelheim,
Landau a.d.Isar,
Regierungsbezirk Oberbayern Mainburg,
Mallersdorf-Pfaffenberg,
Altotting/Neuotting, Osterhofen,
Bad Aibling, Pfarrkirchen,
Bad Reichenhall, Pocking/Ruhstorf a.d.Rott,
Bad Tolz, Regen/Zwiesel,
Beilngries, Rottenburg a.d.Laaber,
Berchtesgaden, Simbach a.Inn (/Braunau a.Inn),
Burghausen, Tittling,
Dachau, Viechtach,
Dorfen, Vilsbiburg,
Ebersberg/Grafing b.Miinchen, Vilshofen an der Donau
Eichstatt,
Erding, Regierungsbezirk Oberpfalz
Freilassing,
Furstenfeldbruck, Burglengenfeld/Maxhiitte-Haidhof/Teublitz,
Germering, Cham,
Holzkirchen, Eschenbach i.d.OPf./
Landsberg am Lech, Grafenwohr/Pressath,
Laufen (/Oberndorf), Kemnath,

Markt Schwaben,
Miesbach/Hausham,

Furth im Wald (/Taus),
Bad Koétzting,

Moosburg a.d.Isar, Nabburg,

Muhldorf a.Inn, Neunburg vorm Wald,
Murnau a.Staffelsee, Neustadt a.d.Waldnaab,
Neuburg a.d.Donau, Neutraubling,
Neufahrn b.Freising/Eching, Oberviechtach,
PeiBlenberg, Parsberg,

Penzberg, Regenstauf,
Pfaffenhofen a.d.Ilm, Roding,

Prien a.Chiemsee, Schwandorf,
Schongau/Peiting, Sulzbach-Rosenberg,
Schrobenhausen, Tirschenreuth,
Starnberg, VohenstrauB,
Traunreut/Trostberg, Waldmitinchen,

Tegernsee/Rottach-Egern/

Bad Wiessee/Gmund a.Tegernsee,

Waldkraiburg,
Wasserburg a.Inn,
Weilheim i.OB.,

Waldsassen (/Eger)

Regierungsbezirk Oberiranken

Burgkunstadt/Altenkunstadt,

Wolfratshausen/Geretsried Ebermannstadt,
Forchheim,
Regierungsbezirk Niederbayern Helmbrechts,
Hollfeld,
Abensberg/Neustadt a.d.Donau, Kronach,
Bogen, Lichtenfels,
Dingolfing, Ludwigsstadt,
Eggenfelden, Miinchberg,
Freyung, Naila,
Grafenau, Neustadt b.Coburg,
Hauzenberg/Waldkirchen, Pegnitz,
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Rehau,
Rodental,
Selb

Regierungsbezirk Mittelfranken

Altdorf b.Nirnberg,
Bad Windsheim,
Dinkelsbiihl,
Feuchtwangen,
Gunzenhausen,
Hersbruck,
Herzogenaurach,
Hilpoltstein,
Hochstadt a.d.Aisch,
Lauf a.d.Pegnitz,
Neustadt a.d.Aisch,
Roth,

Rothenburg ob der Tauber,
Treuchtlingen,
Uffenheim,
WeiBenburg i.Bay.

Regierungsbezirk Unteriranken

Alzenau,

Bad Briickenau,

Bad Kissingen,

Bad Konigshofen i.Grabfeld,
Bad Neustadt a.d.Saale,
Ebern,

Geminden a.Main,
Gerolzhofen,
Goldbach/Hésbach,
Hammelburg,

HabBfurt,

Karlstadt,

Kitzingen,

Lohr a.Main,
Marktheidenfeld,
Mellrichstadyt,
Miltenberg,

Obernburg a.Main/Elsenfeld/
Erlenbach a.Main,
Ochsenfurt,

Volkach

Regierungsbezirk Schwaben

Aichach,

Bad Worishofen,
Buchloe,
Burgau,

Dillingen a.d.Donau/Lauingen (Donau),

Donauworth,

Friedberg,

Fissen,
Gersthofen/Langweid a.Lech,
Gunzburg/Leipheim,
Ichenhausen,

Mlertissen,

Krumbach (Schwaben),
Lindau (Bodensee),
Lindenberg i.Allgau,

Marktoberdorf,
Meitingen,
Mindelheim,
Nordlingen,
Oberstdorf,

Rain,
Schwabmiinchen,
Senden/Vohringen,
Sonthofen/Immenstadt i. Allgau
Weillenhorn,
Wertingen

Oberzentren
Regierungsbezirk Oberbayern

Freising,
Garmisch-Partenkirchen,
Ingolstadt,

Minchen,

Rosenheim,

Traunstein

Regierungsbezirk Niederbayern

Deggendorf/Plattling,
Landshut,

Passau,

Straubing

Regierungsbezirk Oberpfalz

Amberg,
Neumarkt i.d.OPf.,
Regensburg,
Weiden i.d.OPf.

Regierungsbezirk Oberfranken

Bamberg,

Bayreuth,

Coburg,

Hof,

Kulmbach,
Marktredwitz/Wunsiedel

Regierungsbezirk Mittelfranken

Ansbach,
Nurnberg/Furth/Erlangen/Schwabach

Regierungsbezirk Unteriranken

Aschaffenburg,
Schweinfurt,
Wirzburg

Regierungsbezirk Schwaben

Augsburg,
Kaufbeuren,
Kempten (Allgau),
Memmingen,
(Ulm/)Neu-Ulm

Anhang 2 siehe , Strukturkarte”
Anhang 3 siehe , Alpenplan”



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 16/2013

565

Regionen

Anhang 4
(zu 2.4)

(Gemeinden und Landkreise nach dem jeweiligen Gebietsstand)

Region Bayerischer Untermain (1)
Kreisfreie Stadt Aschaffenburg

Landkreise
Aschaffenburg,
Miltenberg

Region Wiirzburg (2)
Kreisfreie Stadt Wiirzburg

Landkreise
Kitzingen,
Main-Spessart,
Wiirzburg

Region Main-Rhon (3)
Kreisfreie Stadt Schweinfurt

Landkreise
Bad Kissingen,
HaBberge,
Rhon-Grabfeld,
Schweinfurt

Region Oberiranken-West (4)

Kreisfreie Stadte
Bamberg,
Coburg

Landkreise
Bamberg,
Coburg,
Forchheim,
Kronach,
Lichtenfels

Region Oberiranken-Ost (5)

Kreisfreie Stadte
Bayreuth,
Hof

Landkreise
Bayreuth,
Hof,
Kulmbach,
Waunsiedel i.Fichtelgebirge

aus dem Landkreis Tirschenreuth
die Gemeinde Waldershof

) Die Verbandsversammlung des Planungsverbands Indus-

trieregion Mittelfranken hat am 13. Mai 2013 beschlossen,
den Namen in ,Region Niirnberg” zu &ndern.

Region Oberpialz-Nord (6)

Kreisfreie Stadte
Amberg,
Weiden i.d.OPf.

Landkreise
Amberg-Sulzbach,
Neustadt a.d.Waldnaab,
Schwandorf,
Tirschenreuth (ohne die der Region
Oberfranken-Ost zugeordnete
Gemeinde Waldershof)

Industrieregion Mittelfranken? (7)

Kreisfreie Stadte
Erlangen,
Frth,
Nurnberg,
Schwabach

Landkreise
Erlangen-Hochstadt,
Frth,

Nturnberger Land,
Roth

Region Westmitteliranken (8)
Kreisfreie Stadt Ansbach
Landkreise
Ansbach,
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim,
WeiBenburg-Gunzenhausen
Region Augsburg (9)
Kreisfreie Stadt Augsburg
Landkreise
Aichach-Friedberg,
Augsburg,
Dillingen a.d.Donau,
Donau-Ries
Region Ingolstadt (10)
Kreisfreie Stadt Ingolstadt
Landkreise
Eichstatt,
Neuburg-Schrobenhausen,
Pfaffenhofen a.d.llm
Region Regensburg (11)

Kreisfreie Stadt Regensburg
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Landkreise
Cham,
Neumarkt i.d.OPf.,
Regensburg,
Kelheim (ohne die der Region

Landshut zugeordneten Gemeinden)

Region Donau-Wald (12)

Kreisfreie Stadte
Passau,
Straubing

Landkreise
Deggendorf,
Freyung-Grafenau,
Passau,

Regen,
Straubing-Bogen

Region Landshut (13)
Kreisfreie Stadt Landshut

Landkreise
Dingolfing-Landau,
Landshut,
Rottal-Inn

aus dem Landkreis Kelheim
die Gemeinden
Aiglsbach,
Attenhofen,
Elsendorf,
Mainburg,
Volkenschwand

Region Miinchen (14)
Landeshauptstadt Miinchen
Landkreise

Dachau,

Ebersberg,
Erding,

2)
Nler

Bayerischer Teil der grenziiberschreitenden Region Donau-

Freising,
Furstenfeldbruck,
Landsberg am Lech,
Miinchen,
Starnberg

Region Donau-lller? (15)
Kreisfreie Stadt Memmingen

Landkreise
Gilinzburg,
Neu-Ulm,
Unterallgau

Region Allgdu (16)

Kreisfreie Stadte
Kaufbeuren,
Kempten (Allgau)

Landkreise
Lindau (Bodensee),
Oberallgau,
Ostallgau

Region Oberland (17)

Landkreise
Bad To6lz-Wolfratshausen,
Garmisch-Partenkirchen,
Miesbach,
Weilheim-Schongau

Region Siidostoberbayern (18)
Kreisfreie Stadt Rosenheim

Landkreise
Altétting,
Berchtesgadener Land,
Mihldorf a.Inn,
Rosenheim,
Traunstein

Anhang 5 siehe

. Vorranggebiet Flughafenentwicklung”
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800-21-2-1-UK

Verordnung
uber Zustandigkeiten
zum Vollzug des
Bayerischen Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes
(ZustV-BayBQFG)

Vom 2. August 2013

Auf Grund von Art. 8 Abs. 2 Sdtze 1 und 2 so-
wie Art. 13 Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5 Satze 1 und 2
des Bayerischen Gesetzes Uber die Feststellung der
Gleichwertigkeit auslandischer Berufsqualifikationen
(Bayerisches Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz
— BayBQFG) vom 24. Juli 2013 (GVBI S. 439, BayRS
800-21-2-A) erlasst das Bayerische Staatsministerium
fur Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit dem
Bayerischen Staatsministerium des Innern folgende
Verordnung:

§1

Zustandige Stelle fiir den Vollzug der Anerken-
nungsverfahren nach dem Bayerischen Berufsqua-
lifikationsfeststellungsgesetz sind bei schulischen
Berufsaus- und Fortbildungsabschliissen im Ge-
schaftsbereich des Staatsministeriums fiir Unterricht
und Kultus

1. die Regierung von Oberbayern fir Berufsab-
schliisse im gewerblich-technischen und im kauf-
mannischen Bereich,

2. die Regierung von Niederbayern fur Berufsab-
schliisse im sozialpflegerischen und sozialpada-
gogischen Bereich,

3. die Regierung von Oberfranken fir die Berufsab-
schliisse in der Altenpflegehilfe und in der Kran-
kenpflegehilfe.

§2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Au-
gust 2013 in Kraft.

Miinchen, den 2. August 2013

Bayerisches Staatsministerium
fiir Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig Spaenle, Staatsminister
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2330-4-1

Vierte Verordnung
zur Anderung der
Verordnung zur Durchfiihrung des
Wohnraumioérderungs- und Wohnungsbindungsrechts

Vom 6. August 2013

Auf Grund des Art. 6 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes
uber die Wohnraumfoérderung in Bayern (Bayerisches
Wohnraumfoérderungsgesetz — BayWoFG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 10. April 2007 (GVBI
S. 260, BayRS 2330-2-1), zuletzt gedndert durch § 2
des Gesetzes vom 24. Marz 2010 (GVBI S. 136), erlasst
das Bayerische Staatsministerium des Innern folgende
Verordnung:

§1

§ 2 Abs. 1 der Verordnung zur Durchfithrung des
Wohnraumforderungs- und Wohnungsbindungs-
rechts (DVWOoR) vom 8. Mai 2007 (GVBI S. 326, BayRS
2330-4-I), zuletzt gedandert durch § 1 Nr. 75 des Ge-
setzes vom 8. April 2013 (GVBL S. 174), wird wie folgt
gedndert:

1. Nr. 6 wird wie folgt geandert:
a) Buchst. ¢ wird aufgehoben.

b) Der bisherige Buchst. d wird Buchst. c.

2. In Nr. 7 werden die Worte ,sowie den §§ 24" ge-
strichen.

3. In Nr. 16 wird der Schlusspunkt durch ein Komma
ersetzt.

4. Es wird folgende Nr. 17 angefugt:

.17. die nach § 3 Nr. 8a EStG steuerfreien Renten
aus der gesetzlichen Rentenversicherung,
die an Verfolgte im Sinn des § 1 des Bundes-
entschadigungsgesetzes oder deren Hinter-
bliebene gezahlt werden."”

§2

Diese Verordnung tritt am 1. September 2013 in
Kraft.

Minchen, den 6. August 2013

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Joachim Herrmann, Staatsminister



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 16/2013 569




570 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 16/2013




Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 16/2013 571




572 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 16/2013

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Verlag Bayerische Staatszeitung GmbH
Arnulfstralie 122, 80636 Miinchen

PVSt, Deutsche Post AG, Entgelt bezahlt, B 1612

Herausgeber/Redaktion: Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josei-Straufi-Ring 1, 80539 Miinchen
Das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt wird nach Bedarf ausgegeben, in der Regel zweimal im Monat.
Zur Herstellung des Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatts (GVBI) wird Recycling-Papier verwendet.
Druck: AZ Druck und Datentechnik GmbH, Heisinger Strafle 16, 87437 Kempten
Vertrieb: Verlag Bayerische Staatszeitung GmbH, ArnulfstraBe 122, 80636 Miinchen
Tel. 089 /29 01 42 - 59/ 69, Telefax 0 89 /29 01 42 90.
Bezug: Die amtliche Fassung des GVBI kénnen Sie tiber den Verlag Bayerische Staatszeitung GmbH beziehen.
Der Preis des Jahresabonnements fur die amtliche Fassung des GVBI betragt ab dem 1. Januar 2010 81,00 €
inkl. MwSt. und Versandkosten. Einzelausgaben kénnen zum Preis von 3,00 € inkl. MwSt. zzgl. Versand beim
Verlag angefordert werden. Fiir Abonnementkiindigungen gilt eine Frist von vier Wochen zum nachsten Ersten
eines Monats (bei Vorauszahlung zum Ende des verrechneten Bezugszeitraums).
Widerruisrecht: Der Verlag raumt ein Widerrufsrecht von einer Woche ab Absendung der Bestellung ein.
Zur Wahrung der Frist gentigt das rechtzeitige Absenden des Widerrufs (Poststempel) an:
Verlag Bayerische Staatszeitung GmbH, Vertrieb, Postfach 20 04 63, 80004 Miunchen
Bankverbindung: Postbank Miinchen, Konto-Nr. 68 88 808 BLZ: 700 100 80

ISSN 0005-7134




	Inhaltsverzeichnis)
	Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm Bayern  (LEP)
	Verordnung über Zuständigkeiten zum Vollzug des Bayerischen …
	Vierte Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Durchführung des Wohnraumförderungs- und …
	Impressum)

